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Aufwendungen für eine 
Feier anlässlich einer 
Arbeitnehmer-Verab-
schiedung können im 
überwiegenden betrieb-
lichen Interesse des  
Arbeitgebers sein

Im vorliegenden Streitfall entschied das 
Niedersächsische Finanzgericht, dass die 
Klägerin – ein Geldinstitut – zu Unrecht 
für die Lohnsteuer auf die Aufwendungen 
für eine Veranstaltung anlässlich der 
Verabschiedung ihres bisherigen Vor-
standsvorsit zenden in Haf tung ge-
nommen wurde. Die Veranstaltung fand 
in den Geschäftsräumen der Klägerin 
statt und wurde von dieser organisiert 
und finanziert, wobei auch der neue Vor-
standsvorsitzende vorgestellt wurde. 
Der Lohnsteueraußenprüfer hatte die 
Veranstaltung nicht als Betr iebsver-
anstaltung anerkannt und die Kosten 
dem bisherigen Vorstandsvorsitzenden 
als Arbeitslohn zugerechnet, da nicht 
alle Mitarbeiter eingeladen waren und 
die Aufwendungen die Freigrenze von 
110 Euro je Teilnehmer überschritten. 
Das Gericht stellte jedoch fest, dass es 
sich um ein Fest der Klägerin handel-
te, da die Gästeliste überwiegend nach 
geschäftlichen Gesichtspunkten erstellt 
wurde und die Klägerin als Gastgeberin 
auftrat. Die Teilnahme privater Gäste des 
bisherigen Vorstandsvorsitzenden war 
nur in geringem Umfang erfolgt. Nach 
Auffassung des Gerichts war der Emp-
fang im überwiegenden betrieblichen In-
teresse der Klägerin, da neben der Ver-
abschiedung des bisherigen Vorstands-
vorsitzenden auch die Einführung sei-
nes Nachfolgers stattfand.

Der Empfang stellt sich hier unter Be-
rücksichtigung aller Umstände als be-
triebliche Veranstaltung dar, und nur 
die auf den bisherigen Vorstandsvor-
sitzenden und seine Familienangehörigen 
entfallenden Aufwendungen sind als 
Arbeitslohn zu werten (Az. 8 K 66/22).

Hinweis: Die Verwaltungsauffassung, 
wonach die Aufwendungen bei Ver-
abschiedungen von Arbeitnehmern ins-
gesamt als Arbeitslohn zu behandeln 
sind, wenn sie die Freigrenze von 110 

Euro überschreiten, während bei Ge-
burtstagsfeiern nur die auf den Arbeit-
nehmer und seine Gäste entfallenden 
Kosten als Arbeitslohn gelten, wurde 
vom Gericht als nicht sachgerecht ver-
worfen.

Veräußerung eines zum 
Privat vermögen  
gehörenden Grundstücks 
– Stundung der Kauf- 
preisforderung bei Raten-
zahlungsabrede als Ein-
räumung eines Darlehens

Die Stundung der Kaufpreisforderung 
aus der Veräußerung eines zum Privat-
vermögen gehörenden Grundstücks im 
Wege einer Ratenzahlungsabrede ist als 
Einräumung eines Darlehens zu quali-
f iz ieren, welches zu Einkünf ten aus 
Kapitalvermögen (gemäß § 20 Abs. 1 
Nr. 7 EstG) führen kann. Dies gilt auch 
dann, wenn die Vertragsparteien eine 
Verzinsung ausdrücklich ausgeschlossen 
haben. So entschied das Schleswig-Hol-
steinische Finanzgericht (Az. 4 K 34/24).

Hinweis: Das Problem in derar t ge-
lager ten Fällen besteht nach diesem 
Urteil darin, dass die Ratenzahlungen 
(Kaufpreisraten) in einen Zins- und einen 
Tilgungsanteil aufzuteilen sind, was zu 
einem steuerpf lichtigen Kapitalertrag 
führt. Die Entscheidung bestätigt die 
ständige Rechtsprechung des Bundes-
finanzhofs.

Pauschalbesteuerung von 
Veranstaltungen, die  
nicht allen Arbeitnehmern  
offenstehen

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat (Az. VI 
R 5/22) geklärt, ob der Pauschalsteuer-
satz von 25 % auf solche Veranstaltungen 
angewendet werden darf, die zwar ge-
sellschaftlichen Charakter haben, aber 
nicht allen Betriebsangehörigen offen-
steht (hier: Vorstands- und Führungs-
k rä f te -Weihnachtsfe ier n).  Die Vor-
instanz hatte dies abgelehnt. Der BFH 
hält es für die Anwendung der Pauschal-
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besteuerung mit 25 % nicht für erforder-
lich, dass die Veranstaltung allen Arbeit-
nehmern offensteht. Werden z. B. nur lei-
tende Angestellte zu einer Betriebsfeier 
eingeladen, kann diese Veranstaltung 
trotzdem steuerbegünstigt mit 25 % pau-
schal besteuert werden. Die zulässige 
Pauschalbesteuerung hat die Sozial-
versicherungsfreiheit zu Folge. Für den 
BFH ist es ausreichend, dass eine Ver-
anstaltung auf betrieblicher Ebene statt-
findet und einen gesellschaftlichen Cha-
rakter hat, um die Pauschalbesteuerung 
in Anspruch nehmen zu können. Die 
Voraussetzung, dass „die Teilnahme 
an der Betriebsveranstaltung allen An-
gehörigen des Betriebs oder eines Be-
triebsteils offensteht“ findet nur in Ver-
bindung mit der Gewährung des Frei-
bet rags in Höhe von 110 Euro A n-
wendung.

Hinweis: Über den Entscheidungsfall 
(Führungskräf te) hinaus, stel lt sich 
die Frage, ob auch andere Arten von 
Veranstaltungen mit eingeschränktem 
Teilnehmerkreis (z . B. Incentive-Ver-
anstaltungen, Belohnungsessen) be-
troffen sind, was angenommen werden 
kann. Aufgrund einer möglichen Breiten-
wirkung des BFH-Urteils bleibt abzu-
warten, wie die Finanzverwaltung und 
ggf. auch die Spitzenverbände der Sozial-
versicherung auf die Entscheidung des 
BFH reagieren werden. Aufwendungen 
von mehr als 110 Euro je Beschäftigten 
für eine betriebliche Jubiläumsfeier sind 
nach einer aktuellen Entscheidung des 
Bundessozialgerichts als geldwerter Vor-
teil in der Sozialversicherung beitrags-
pflichtig, wenn sie nicht mit der Entgelt-
abrechnung, sondern erst erheblich spä-
ter pauschal versteuert werden (Bundes-
sozialgericht, Urteil v. 23.04.2024 – B 
12 BA 3/22 R).

Die neuen Rechen- 
größen zur Sozialver- 
sicherung 2025

Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) hat die neuen Rechen-
größen zur Sozialversicherung 2025 fest-
gesetzt.

Maßstab für die jährliche Fortschreibung 
der Sozialversicherungsrechengrößen 
stellt die Einkommensentwicklung des 
vorletzten Jahres dar. Für die Anhebung 
der Sozialversicherungsrechengrößen 
2025 wurde eine Lohnzuwachsrate von 
6,44 % ermittelt, wodurch sich auch die 
Rechengrößen zur Sozialversicherung ab 
01.01.2025 deutlich erhöhen.

Mit dem Rentenüberleitungs-Abschluss-
gesetz vom 17.07.2017 (BGBl. I S. 2575) 
wurde die Einführung einheit l icher 
gesamtdeutscher Rechengrößen fest-
gelegt. Hierfür wurde in den vergangenen 

Jahren die Beitragsbemessungsgrenze 
(Ost) und Bezugsgröße (Ost) schrit t-
weise an die Höhe des jeweiligen West-
werts angepasst. Durch die jährlich vor-
genommene Angleichung sind erstmals 
ab 01.01.2025 die Westwerte zu 100 % er-
reicht, sodass ab dem Jahr 2025 die bis-
herige Rechtskreistrennung (Ost/West) 
bei den Sozialversicherungsgrößen ent-
fällt.

Für das Jahr 2024 beträgt die Beitrags-
bemessungsgrenze zur Renten- und 
Arbeitslosenversicherung in den alten 
Bundesländern monatlich 7.550 Euro 
monatlich bzw. jährlich 90.600 Euro (Jahr 
2024). In den neuen Bundesländern gilt 
für das Jahr 2024 eine geringere Beitrags-
bemessungsgrenze; sie beträgt jährlich 
89.400 Euro bzw. monatlich 7.450 Euro 
(Jahr 2024). Für das Jahr 2025 erhöht 
sich die Beitragsbemessungsgrenze zur 
Renten- und Arbeitslosenversicherung 
nun bundesweit einheitlich auf 8.050 Euro 
monatlich bzw. auf jährlich 96.600 Euro 
(Jahr 2025). In der knappschaftlichen 
Rentenversicherung wird die Beitrags-
bemessungsgrenze im Jahr 2025 bundes-
einheitlich 118.800 Euro jährlich bzw. 
9.900 Euro monatlich betragen.

Für den Bereich der Kranken- und Pflege-
versicherung galt bereits vor 2025 eine 
einheitliche Beitragsbemessungsgrenze 
für das gesamte Bundesgebiet. Die Bei-
tragsbemessungsgrenze zur Kranken- und 
Pflegeversicherung 2025 erhöht sich von 
bisher jährlich 62.100 Euro bzw. monat-
lich 5.175 Euro (Jahr 2024) auf jährlich 
66.150 Euro bzw. auf monatlich 5.512,50 
Euro (Jahr 2025).

Bei der Jahresarbeitsentgeltgrenze han-
delt es sich um die Entgeltgrenze, bei 
deren Überschreiten Arbeitnehmer aus der 
Versicherungspflicht in der Krankenver-
sicherung ausscheiden und sich freiwillig 
oder privat krankenversichern können. 
Bereits seit dem Jahr 2003 gibt es eine 
allgemeine Jahresarbeitsentgeltgrenze 
und daneben eine besondere Jahres-
arbeitsentgeltgrenze für bestimmte pri-
vat krankenversicherte Arbeitnehmer.

Die allgemeine Jahresarbeitsentgeltgrenze 
2025 steigt von bisher 69.300 Euro (Jahr 
2024) auf 73.800 Euro.

Fü r A rbeit neh mer,  d ie berei ts  a m 
31.12.2002 wegen des Überschreitens 
der Jahresarbeitsentgeltgrenze kranken-
versicherungsfrei und bei einer privaten 
Krankenversicherung in einer substitu-
tiven Krankenversicherung versichert 
waren, gilt die besondere Jahresarbeits-
entgeltgrenze. Für diesen Personenkreis 
gilt eine niedrigere Versicherungspflicht-
grenze. Ab dem 01.01.2025 wird diese 
von bisher 62.100 Euro (Jahr 2024) auf 
66.150 Euro angehoben.

Die Bezugsgröße (§ 18 SGB IV) ist für 
verschiedene Werte in der Sozialver-
sicherung von Bedeutung. Die Bezugs-

größe wirkt sich u. a. auf den Mindest-
beitrag für freiwillige Mitglieder in der 
gesetzlichen Krankenversicherung, den 
Anspruch auf Famil ienversicherung 
und der Beitragsberechnung von ver-
sicherungspflichtigen Selbstständigen 
aus. Ab 01.01.2025 gilt nur noch eine 
bundeseinheitliche Bezugsgröße i. H. 
von 3.745 Euro monatlich bzw. 44.940 
Euro jährlich.

Forderungsverzicht  
zwischen Gesellschaftern 
einer GmbH ohne ange-
messenen Wertausgleich 
als freigebige Zuwendung

Wenn Gesellschafter einer GmbH wirk-
sam vereinbart haben, dass Leistungen 
in die Kapitalrücklage gesellschafter-
bezogen zugeordnet werden, wird jedoch 
die Kapitalrücklage im Zusammenhang 
mit einer Kapitalerhöhung abweichend 
h ier von a l len Gesel lscha f ter n ent-
sprechend ihren Beteiligungsquoten zu-
gerechnet, kann der Verzicht auf einen 
angemessenen Wertausgleich durch den 
Gesellschafter, der die Leistungen er-
bracht hat, eine freigebige Zuwendung 
zugunsten der Mitgesellschafter dar-
s te l len .  So entsch ied der Bundes-
finanzhof (Az. II R 40/21).

Im Streit fal l wurde deutl ich erkenn-
bar, dass die hier von einer Familie 
getroffenen Vereinbarungen zwischen 
Fremden sicherlich nicht so zustande ge-
kommen wären. In vereinfachter Form 
dargestellt, wurde hier das vom Vater in 
eine GmbH eingebrachte Vermögen von 
rd. 5 Mio. Euro bei einer späteren Kapital-
erhöhung der Gesellschaft zunächst mit 
je einem Drittel jedem Gesellschafter zu-
gerechnet und anschließend die Söhne 
zu einem Ausgleich des dadurch ent-
standenen Wertverlustes für den Vater 
verpflichtet. Der vereinbarte Ausgleich 
war nach Auffassung des Finanzamtes 
aber um rd. 1,2 Mio. Euro je Sohn zu 
gering bemessen worden. Diese Aus-
wirkungen ergaben sich auch dadurch, 
dass sich das Vermögen der GmbH sich 
in der Zeit zwischen Einlage in die Ge-
sellschaft durch den Vater und der fol-
genden Kapitalerhöhung auf einen ge-
meinen Wert von rd. 12 Mio. Euro er-
höht hatte. Die Beteiligung des Vaters an 
der GmbH wurde durch die disquotale 
Kapitalerhöhung von 33,33 % auf nur 
noch 1,62 % verringert. Der Wertzuwachs 
des Vermögens der GmbH kann auch da-
durch zustande gekommen sein, dass die 
Sacheinlagen des Vaters im Zeitpunkt der 
Einlage einen höheren gemeinen Wert 
hatten als der vertragliche Einlagewert. 
Dies ändert aber nichts an dem Wert im 
Zeitpunkt der freigebigen Zuwendung 
gem. § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG, denn im 
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Einlagezeitpunkt wurde entsprechend 
dem Gesellschaftsvertrag nur dem Vater 
die Kapitaleinlage zugerechnet. Zu die-
sem Zeitpunkt gab es noch keine frei-
gebige Zuwendung.

Der Bundesfinanzhof begründet sein 
Urteil sehr ausführlich auch unter Ver-
weis auf die gesel lschaf tsrecht l iche 
Rechtslage und die Auf fassung der 
Finanzverwaltung (R E 7.5 Abs. 11 S. 14 
ErbStR 2019). Auch das für eine Steuer-
pflicht notwendige subjektive Bewusst-
sein einer Schenkung gem. § 7 ErbStG 
sieht der Bundesfinanzhof hier als erfüllt 
an. Den Beteiligten war klar, dass die 
Kapitalerhöhung durch die Söhne beim 
Vater eine Wertminderung seines Anteils 
zur Folge hatte. Dafür wurde auch aus-
drücklich ein auszugleichender Wert fest-
gestellt. Dass dieser unrichtig berechnet 
wurde, ändert daran nichts, denn auf die 
Kenntnis über die genaue Höhe der Zu-
wendung komme es nicht an.

Steuerermäßigung für Er-
neuerung einer Heizungs-
anlage nur nach Montage 
und vollständiger Über-
weisung des Rechnungs-
betrags

Das klagende Ehepaar hatte die Heizung 
des von ihnen bewohnten Einfamilien-
hauses im Jahr 2021 durch den Einbau 
eines neuen Gasbrennwertheizkessels 
modernisiert. Die Kosten für die Liefe-
rung und die Montage des Kessels be-
liefen sich auf über 8.000 Euro. In der 
Rechnung waren auch Kosten für Mon-
teurstunden und Fachhelferstunden ent-
halten. Seit März 2021 zahlten die Klä-
ger gleichbleibende monatliche Raten in 
Höhe von 200 Euro auf den Rechnungs-
betrag. Im Jahr 2021 wurden infolge-
dessen 2.000 Euro bezahlt. Das Finanz-
amt lehnte bei der Festsetzung der Ein-
kommensteuer für das Jahr 2021 die 
von den K lägern beantragte Steuer-
ermäßigung für energet ische Maß-
nahmen ab. Erst mit Begleichung der 
letzten Rate im Jahr 2024 komme diese 
in Betracht. 

Das Finanzger icht und der Bundes-
f inanzhof schlossen sich dieser Auf-
fassung an. Die Steuerermäßigung für 
energetische Maßnahmen kann (gemäß 
§ 35c EStG) nicht in Anspruch genommen 
werden, bevor der Steuerpflichtige den in 
der Rechnung über die förderungsfähige 
Maßnahme ausgewiesenen Betrag voll-
ständig auf das Konto des Leistungs-
erbringers gezahlt hat. Bevor die voll-
ständige Begleichung der Rechnung nicht 
stattgefunden hat, liegt der geforderte 
Abschluss der Maßnahme nicht vor. Da-
raus folgt weiter, dass auch die im Jahr 

2021 geleisteten Teilzahlungen nicht zu 
berücksichtigen sind. 

Hinweis: Der Bundesfinanzhof wies ab-
schließend darauf hin, dass im Streitjahr 
2021 eine Steuerermäßigung gemäß § 35a 
Abs. 3 EStG für Handwerkerleistungen in 
Betracht kommt. Nach dieser Vorschrift 
werden allerdings nur die Arbeitskosten 
und nicht auch die Materialkosten be-
günstigt. Wenn die Steuerermäßigung 
für Handwerkerleistungen in Anspruch 
genommen wird, dann ist eine – zusätz-
liche – Förderung auf der Grundlage des 
§ 35c EStG ausgeschlossen.

Freiberufler: Zuordnung 
einer Leasingsonderzah-
lung zu den jährlichen  
Gesamtaufwendungen für 
betriebliche Fahrten

Der Bundesf inanzhof hat te zu ent-
scheiden, ob ein Gestaltungsmissbrauch 
vorliegt, wenn ein Freiberufler, der sei-
nen Gewinn durch Einnahmen-Über-
schussrechnung ermittelt, die Leasing-
sonderzahlung in einen Zeitraum mit 
vorübergehend außergewöhnlich hoher 
beruflicher Nutzung des Pkw verlagert 
(Az. VIII R 1/21).

Zur Ermittlung der jährlichen Gesamt-
aufwendungen für betriebliche Fahr-
ten im Rahmen einer Nutzungseinlage 
ist eine Leasingsonderzahlung, die für 
ein teilweise betrieblich genutztes Fahr-
zeug aufgewendet wird, den einzelnen 
Veranlagungszeiträumen während der 
Laufzeit des Leasingvertrags unabhängig 
vom Abfluss im Rahmen einer werten-
den Betrachtung zuzuordnen. Der Anteil 
der Leasingsonderzahlung an den jähr-
lichen Gesamtaufwendungen für die be-
trieblichen Fahrten eines Jahres ist da-
nach kumulativ aus dem Verhältnis der 
betrieblich gefahrenen Kilometer zu den 
Gesamtkilometern des jeweiligen Jahres 
und zeitanteilig nach dem Verhältnis der 
im jeweiligen Jahr liegenden vollen Mo-
nate und der Laufzeit des Leasingver-
trags zu bestimmen. Dies gilt jedenfalls 
dann, wenn die Leasingsonderzahlung 
dazu dient, die monatlichen Leasing-
raten während des Vertragszeitraums 
zu mindern.

Einem anteiligen Abzug der Leasing-
sonderzahlung als Betriebsausgabe und 
als Werbungskosten steht bei einer ge-
mischten Veranlassung durch die Ein-
künfte aus selbstständiger Arbeit, aus 
Vermietung und Verpachtung und durch 
reine Privatfahrten außerhalb der steuer-
lichen Erwerbssphäre auch § 12 Nr. 1 
Satz 2 EStG nicht entgegen, da es sich 
bei der Leasingsonderzahlung um eine 
anhand ihrer beruflichen und privaten 
Anteile trennbare Aufwendung handele.

Bei Lieferung von Mieter-
strom zum Vorsteuerab-
zug berechtigt

Bei der Lieferung von Strom, den der Ver-
mieter von Wohnraum über eine Photo-
voltaikanlage selbst erzeugt und an seine 
Mieter gegen Entgelt abgibt, handelt 
es sich nicht um eine unselbstständige 
Nebenleistung der umsatzsteuerfreien 
(langfristigen) Vermietung von Wohn-
raum, sondern um eine selbstständige 
umsatzsteuerpflichtige Leistung. Diese 
berechtigt zum Vorsteuerabzug aus den 
Eingangsleistungen, da kraft Gesetzes 
für den Mieter die Möglichkeit besteht, 
den Stromanbieter frei zu wählen, und 
die Stromlieferung getrennt und nach in-
dividuellem Verbrauch abgerechnet wird. 
So entschied der Bundesfinanzhof (Az. 
XI R 8/21).

Der Vermieter sah die Stromerzeugung 
und die Lieferung an die Mieter jeweils 
als eigenständige Leistung an, während 
das Finanzamt eine Gesamtleistung sah, 
nämlich die Vermietung einer Wohnung 
mit der dazugehörigen Stromlieferung. 

Der Grund für die gegenteiligen Auf-
fassungen lag selbstverständlich darin, 
dass der Vermieter den Vorsteuerabzug 
für die Photovoltaikanlage beanspruchte, 
während das Finanzamt dies ablehnte.

Der Bundesf inanzhof beur tei lte die-
sen Fall insbesondere unter Berück-
sichtigung der hierfür abgeschlossenen 
Verträge. Da der Stromlieferungsvertrag 
unabhängig vom Mietvertrag über die 
Wohnräume bestand, handelte es sich 
nach seiner Auffassung um zwei ver-
schiedene Leistungen. Die Vereinbarung 
über die Stromlieferung war unabhängig 
vom Mietvertrag kündbar. Dies ergibt 
sich auch aus § 42a Abs. 2 des Geset-
zes über die Elektrizitäts- und Gasver-
sorgung (EnWG), in dem ein ausdrück-
liches Koppelungsverbot zwischen dem 
Miet- und dem Energielieferungsvertrag 
enthalten ist. Die Mieter konnten daher 
unabhängig vom Mietvertrag den Strom-
lieferungsvertrag kündigen und danach 
den Strom von einem anderen Anbieter 
beziehen.

Keine Steuerbarkeit  
von Innenleistungen  
bei Organschaft

Der Europäische Gerichtshof hat auf Vor-
lage des Bundesfinanzhofs entschieden, 
dass Innenumsätze zwischen Organ-
träger und Organen im Sinne des Um-
satzsteuergesetzes nicht umsatzsteuer-
bar sind und nicht gegen Unionsrecht 
verstoßen.
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Hinweis: Mit dieser Entscheidung ist 
eine langjährige Rechtsunsicherheit be-
seitigt. Es gilt festzustellen, dass Liefe-
rungen/sonstige Leistungen innerhalb 
des Organkreises auch dann nicht steuer-
bare Innenumsätze sind, wenn steuer-
freie Ausgangsumsätze vorliegen. 

Durch die Entscheidung ist auch die 
Frage geklärt, ob für Lieferungen/sons-
tige Leistungen innerhalb des Organ-
kreises ordnungsgemäße Rechnungen 
notwendig sind. Diese Frage stellte sich, 
um bei einer gegenteiligen Entscheidung 
(Versagung der Nichtsteuerbarkeit) um-
satzsteuerl iche Nachtei le (keine An-
rechnung der Vorsteuer) zu vermeiden.

Fazit: Für Lieferungen/sonstige Leis-
tungen innerhalb des Organkreises sind 
keine ordnungsgemäßen Rechnungen 
im umsatzsteuerlichen Sinne zwingend 
geboten.

Für letztlich tatsächlich 
nicht gelieferte Photo-
voltaikanlage Vorsteuer-
abzug aus einer  
Anzahlungsrechnung

Das Finanzgericht München hatte zu ent-
scheiden, ob einer Steuerpflichtigen der 
Vorsteuerabzug aus dem Erwerb einer 
wegen eines ihr gegenüber begangenen 
Anlagebetrugs tatsächlich nicht ge-
l iefer ten Photovoltaikanlage zusteht 
(Az. 5 K 1017/20).

In einer Anzahlungsrechnung nach § 15 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 UStG – im 
Streitfall für die Lieferung einer letzt-
lich tatsächlich nicht gelieferten Photo-
voltaikanlage – muss kenntlich gemacht 
werden, dass über eine noch nicht aus-
geführte Leistung abgerechnet wird, weil 
die Rechnungsangaben eine eindeutige 
und leicht nachprüfbare Feststellung der 
Voraussetzungen für den Vorsteuerabzug 
ermöglichen sollen.

I m S t re i t fa l l  wa ren d iese Voraus-
setzungen für die Zahlung der Klägerin 
aufgrund der Rechnung vom 22.12.2010 
vor Ausführung der Lieferung der Pho-
tovoltaikanlage erfüllt. Die Leistung der 
Zahlung (durch Überweisung) erfolgte 
mit Wertstellung vom 12.01.2011, mithin 
ca. drei Wochen nach Vertragsabschluss; 
diese Bezahlung wurde durch die Klä-
gerin durch Vorlage eines Kontoauszugs 
nachgewiesen. Ferner war die Leistung 
aus Sicht des Erwerbers, der Klägerin, 
nicht unsicher. Anhaltspunkte, dass der 
Klägerin die zur Verurteilung wegen ban-
den- und gewerbsmäßigen Betrugs füh-
renden Handlungen der verantwortlichen 
Personen, aufgrund derer die Lieferung 
der Photovoltaikanlage unterblieb, im 
Zeitpunkt der Zahlung bekannt waren, 

waren nicht ersichtlich. Auch eine Ver-
sagung des Vorsteuerabzugs wegen fahr-
lässiger Unkenntnis der Klägerin, dass 
die Bewirkung der Lieferung unsicher 
war, kam hier nicht in Betracht.

Zweifel an Verfassungs-
mäßigkeit des Zinssatzes 
für die Erhebung von Zin-
sen bei Stundungen und 
Aussetzungen von Steuer-
zahlungen – Einspruch 
einlegen!

Der Bundesfinanzhof hat dem Bundes-
verfassungsgericht die Frage vorgelegt, 
ob § 237 i. V. m. § 238 Abs. 1 Satz 1 
Abgabenordnung seit dem 01.01.2019 
bis zum 15.04.2021 insoweit mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist, als der Zins-
berechnung für die Zinsen bei Aus-
setzung der Vollziehung ein Zinssatz 
von 0,5 % pro Monat zugrunde gelegt 
wird (Az. VIII R 9/23).

Ein Steuerzahler sollte im Rahmen eines 
Aussetzungsverfahrens Zinsen in Höhe 
von mehr als 12.500 Euro bezahlen – 
entsprechend dem Zinssatz von 6 % pro 
Jahr. Diese Zinsen dürfen Finanzämter 
zwar grundsätzlich erheben, wenn Be-
hörde und Steuerzahler über einen Sach-
verhalt uneins sind und der Vollzug des 
Steuerbescheids bis zur endgültigen Klä-
rung durch ein Gericht ausgesetzt wird. 
Der Steuerzahler wehrte sich allerdings 
gegen die Höhe des Zinssatzes.

Auch nach der Zinsanpassung gelten 
bei Stundungen und Aussetzungen 
von Steuerzahlungen weiterhin 6 % Zin-
sen pro Jahr. Das Bundesverfassungs-
gericht könnte die Regelung aber bald 
kippen. Für Steuernachzahlungen und 
-erstattungen hat der Gesetzgeber die-
sen Wert längst angepasst, nachdem das 
Bundesverfassungsgericht die Zinshöhe 
2021 als zu hoch beurteilt hat – auf nun 
1,8 %.

Hinweis: Betroffene, denen das Finanz-
amt 6 % Zinsen für eine Stundung oder 
Aussetzung in Rechnung gestellt hat, 
sollten einen Einspruch gegen diesen Be-
scheid einlegen. Obwohl das Verfahren 
jetzt noch beim Bundesverfassungs-
gericht zur Entscheidung liegt, sollten 
Betroffene in einer ähnlichen Situation 
bereits aktiv werden. Gegen noch nicht 
bestandskräftige Bescheide kann es sich 
lohnen, mit Verweis auf das laufende 
Verfahren Einspruch einzulegen und das 
Ruhen des Verfahrens zu beantragen. 
Dadurch wird der Steuerbescheid offen-
gehalten und das Finanzamt kann nach 
Abschluss des Gerichtsverfahrens ent-
sprechende Anpassungen vornehmen. 
Die Entscheidung betrifft am Ende nicht 
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Hinweis: Die Darstellungen dienen aus-
schließlich Informationszwecken und 
ersetzen nicht die Beratung im Einzelfall.
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nur Zinsen für Aussetzungen und Stun-
dungen, sondern auch solche für hinter-
zogene Steuern sowie Prozesszinsen auf 
Erstattungsbeträge.

Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätig-
keitsstätte: Tatsächlich 
benutzte längere Fahrt-
strecke als offensichtlich 
verkehrsgünstigere Fahr-
strecke

Eine Straßenverbindung ist dann als 
verkehrsgünstiger als die kürzeste Ver-
bindung zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte anzusehen, wenn der 
Arbeitnehmer eine andere – längere – 
Straßenverbindung nutzt und die Arbeits-
stätte auf diese Weise trotz gelegentlicher 
Verkehrsstörungen in der Regel schneller 
und pünktlicher erreicht. „Offensichtlich" 
verkehrsgünstiger ist die vom Arbeit-
nehmer gewählte Straßenverbindung 
dann, wenn ihre Vorteilhaftigkeit so auf 
der Hand liegt, dass sich auch ein un-
voreingenommener, verständiger Ver-
kehrsteilnehmer unter den gegebenen 
Verkehrsverhältnissen für die Benutzung 
der Strecke entschieden hätte. Dass bei 
extremen Stauverhältnissen die Umweg-
strecke auch mal verkehrsgünstiger und 
schneller sein kann, reicht insoweit nicht 
aus. So entschied das Niedersächsische 
Finanzgericht (Az. 9 K 117/21).

Krankheitsgründe können grundsätz-
l ich gegen die Zumutbarkeit der Be-
nutzung der kürzeren Fahrtstrecke spre-
chen. Die im Streitfall nicht weiter be-
legte erhöhte Unfallgefahr auf der kürze-
ren Fahrtstrecke sowie eine dargelegte 
Erforderlichkeit von planbaren Pausen 
wegen Rückenleidens bzw. Schwer-
behinderung steht einer Unzumutbar-
keit der Benutzung der kürzeren Fahrt-
strecke jedenfalls dann nicht entgegen, 
wenn der Kläger – wie hier – infolge eines 
Standortwechsels des Arbeitgebers in 
einem späteren Veranlagungszeitraum 
einen Großteil der streitbefangenen kür-
zeren Fahrtstrecke später tatsächlich 
nutzte.


